
Ä3

Antrag

KLJB Bundesversammlung/Bundesausschuss

 Initiator*innen: Dirk Buddenbrock (KLJB Nordrhein-Westfalen)

 Titel: Ä3 zu 8.4.: Parteiverbotsverfahren gegen die

AfD - jetzt!

Antragstext

Von Zeile 1 bis 5:

Als KLJB fordern wir die zuständigen politischen und staatlichen Stellen – namentlich

Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat – dazu auf, ein Verfahren zur Prüfung eines

Verbots der rechtsextremistischen Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) gemäß

Artikel 21 Absatz 2 Grundgesetz und §§ 43 ff. BVerfGG einzuleiten.Bundesregierung,

Bundestag und Bundesrat dazu auf, einen Antrag auf Feststellung der

Verfassungswidrigkeit der Alternative für Deutschland (AfD) nach Artikel 21 Absatz

2 Grundgesetz und §§ 43 ff. Bundesverfassungsgerichtsgesetz beim

Bundesverfassungsgericht zu stellen.

Begründung
Der Änderungsantrag entstand unter Berücksichtigung der Äußerungen des

Bundesvorstands im Antragscafé. Dort wurde deutlich, dass aus Sicht des

Bundesvorstands nicht lediglich die Prüfung eines möglichen

Parteiverbotsverfahrens gefordert werden soll, sondern ausdrücklich die Stellung

eines Antrags auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der AfD beim
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Bundesverfassungsgericht.

Die vorgeschlagene Formulierung greift dieses Anliegen auf und trennt zugleich die

politische Forderung nach einer Antragstellung von der rechtlichen Prüfung und

Entscheidung durch das Bundesverfassungsgericht. Anstelle eines „Verfahrens zur

Prüfung eines Verbots“ wird daher konkret benannt, welche Handlung von

Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat gefordert wird: die Stellung eines

entsprechenden Antrags beim Bundesverfassungsgericht.

Damit soll die vom Bundesvorstand geäußerte Zielrichtung präziser und

rechtssystematisch klarer im Antragstext abgebildet werden.
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